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•389. Bundesgesetz: EWR-Dienstrechtsanpassungsgesetz
(NR: GP XVIII RV 1506 AB 1575 S. 162. BR: AB 4783 S. 584.)
[EWR/Anh. VIII: 389 L 0048]

390. Bundesgesetz: Änderung des Bundesstatistikgesetzes 1965
(NR: GP XVIII RV 1511 AB 1576 S. 162. BR: AB 4784 S. 584.)

389. Bundesgesetz, mit dem das Beamten-
Dienstrechtsgesetz 1979, das Vertragsbe-
dienstetengesetz 1948, das Bundes-Personal-
vertretungsgesetz, das Ausschreibungsgesetz
1989, das Pensionsgesetz 1965, das Bundes-
theaterpensionsgesetz, die Bundesforste-
Dienstordnung 1986, das Landeslehrer-Dienst-
rechtsgesetz 1984 und das Land- und
forstwirtschaftliche Landeslehrer-Dienstrechts-
gesetz 1985 geändert werden (EWR-Dienst-

rechtsanpassungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Änderung des BDG 1979

Das BDG 1979, BGBl. Nr. 333, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 16/1994, wird
wie folgt geändert:

1. § 4 Abs. l Z l lautet:

„1. a) bei Verwendungen gemäß § 42 a die
österreichische Staatsbürgerschaft,

b) bei sonstigen Verwendungen die öster-
reichische Staatsbürgerschaft oder die
Staatsangehörigkeit eines Landes, dessen
Angehörigen Österreich auf Grund eines
Staatsvertrages im Rahmen der europäi-
schen Integration dieselben Rechte für
den Berufszugang zu gewähren hat wie
österreichischen Staatsbürgern (Inlän-
dern),"

2. Nach § 4 Abs. l wird folgender Abs. l a
eingefügt:

„(l a) Das Erfordernis der fachlichen Eignung
gemäß Abs. l Z 3 umfaßt auch die Beherrschung
der deutschen Sprache in Wort und Schrift. Bei
Verwendungen, für deren Ausübung die Beherr-
schung der deutschen Sprache in geringerem
Umfang genügt, ist ihre Beherrschung in dem für

10

diese Verwendung erforderlichen Ausmaß nachzu-
weisen."

3. Nach § 4 wird folgender § 4 a samt Über-
schrift eingefügt:

„Diplomanerkennung

§ 4 a. (1) Für Personen mit der Staatsangehö-
rigkeit eines Landes, dessen Angehörigen Öster-
reich auf Grund eines Staatsvertrages im Rahmen
der europäischen Integration dieselben Rechte für
den Berufszugang zu gewähren hat wie Inländern,
gelten hinsichtlich der besonderen Ernennungser-
fordernisse ergänzend die Abs. 2 bis 5.

(2) Personen mit einem Diplom, das zum
unmittelbaren Zugang zu einem Beruf im öffent-
lichen Dienst des Herkunftslandes berechtigt,
erfüllen die entsprechenden besonderen Ernen-
hungserfordernisse für eine Verwendung, die
diesem Beruf im wesentlichen entspricht, wenn

l diese Entsprechung gemäß Abs. 4 festgestellt
worden ist und

2. a) eine Anerkennung gemäß Abs. 4 ohne
Festlegung zusätzlicher Erfordernisse aus-
gesprochen worden ist oder

b) die in der Anerkennung gemäß Abs. 4
festgelegten zusätzlichen Erfordernisse
erbracht worden sind.

(3) Diplome nach Abs. 2 sind Diplome,
Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnach-
weise gemäß Art. l Buchstabe a der Richtlinie des
Rates vom 21. Dezember 1988 über eine all-
gemeine Regelung zur Anerkennung der Hoch-
schuldiplome, die eine mindestens dreijährige
Berufsausbildung abschließen (89/48/EWG, ABl.
Nr. L 19/1989, 16).

(4) Der Leiter der Zentralstelle hat über Antrag
eines Bewerbers nach Abs. l um eine Inländern
nicht vorbehaltene Verwendung im Einzelfall zu
entscheiden,

1. ob ein im Abs. 2 genannter Beruf im
öffentlichen Dienst des Herkunftslandes der
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angestrebten Verwendung im wesentlichen
entspricht und

2. ob, in welcher Weise und in welchem
Umfang es die Bedachtnahme auf die
Erfordernisse der Verwendung verlangt, für
die Anerkennung zusätzliche Erfordernisse
nach Art. 4 der im Abs. 3 genannten Richt-
linie festzulegen.

(5) Auf das Verfahren gemäß Abs. 4 ist das
AVG anzuwenden. Der Bescheid ist abweichend
von § 73 Abs. l AVG spätestens vier Monate nach
Vorliegen der vollständigen Unterlagen des
Betreffenden zu erlassen."

4. § 20 Abs. l 2 5 lautet:

„5. a) bei Verwendungen gemäß § 42 a.
Verlust der österreichischen Staatsbürger-
schaft,

b) bei sonstigen Verwendungen.
aa) Verlust der österreichischen Staats-

bürgerschaft, wenn nicht die Staats-
angehörigkeit eines vom § 4 Abs. l
2 l lit. b erfaßten Landes gegeben
ist,

bb) Verlust der Staatsangehörigkeit eines
vom § 4 Abs. l 2 l lit. b erfaßten
Landes, wenn nicht die Staatsangehö-
rigkeit eines anderen vom § 4 Abs. l
2 l lit. b erfaßten Landes oder die
österreichische Staatsbürgerschaft
gegeben ist,"

5. Nach § 42 wird folgender § 42 a eingefügt:

„§ 42 a. Verwendungen, die ein Verhältnis
besonderer Verbundenheit zu Österreich voraus-
setzen, die nur von Personen mit österreichischer
Staatsbürgerschaft erwartet werden kann, sind
ausschließlich Beamten mit österreichischer Staats-
bürgerschaft zuzuweisen. Solche Verwendungen
sind insbesondere jene, die

1. die unmittelbare oder mittelbare Teilnahme
an der Besorgung hoheitlicher Aufgaben und

2. die Wahrnehmung allgemeiner Belange des
Staates

beinhalten."

6. § 53 Abs. 2 Z 3 lautet:

„3. jede Veränderung seiner Staatsbürgerschaft
oder Staatsangehörigkeit(en),"

7 Dem § 246 wird folgender Abs. 10 angefügt:

„(10) § 4 Abs. l 2 l und Abs. l a, § 4 a, § 20
Abs. l 2 5, § 42, § 53 Abs. 2 Z 3, der Einleitungs-
satz der Anlage l und die Anlage l 2 20 lit. b und
2 21.6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 389/1994 treten mit 1. Jänner 1994 in Kraft."

8. In der Anlage l wird im Einleitungssatz der
Ausdruck „(§ 4 Abs. 1)" durch den Ausdruck „(§ 4
Abs. l und l a)" ersetzt.

9. Anlage l 2 20 lit. b lautet:

„b) Lehrbefugnis als Universitätsdozent oder
gleichwertige Lehrbefugnis (gleichwertige
hochschulrechtliche Qualifikation) aus
einem vom § 4 Abs. l 2 l lit. b erfaßten
Land und"

10. Anlage l 2 21.6 lautet:

„21.6. Die in 2 21.4 lit. a und b angeführten
Erfordernisse gelten durch den Erwerb
einer Lehrbefugnis oder Qualifikation
gemäß 2 20 lit. b für das betreffende
Fachgebiet als erfüllt."

Artikel II

Änderung des Vertragsbedienstetengesetzes 1948

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 16/1994, wird wie folgt geändert:

1. An die Stelle des § 2 b Abs. 2 treten folgende
Bestimmungen :

„(2) 2u dieser Eignungsausbildung kann der
zuständige Bundesminister Bewerber zulassen, die

1. a) bei Tätigkeiten, die den im § 6 b
genannten Verwendungen entsprechen,
die österreichische Staatsbürgerschaft,

b) bei sonstigen Tätigkeiten die österreichi-
sche Staatsbürgerschaft oder die Staats-
angehörigkeit eines vom § 3 Abs. 1 Z 1
lit. b erfaßten Landes

besitzen und
2. ein Dienstverhältnis zum Bund im Gehobenen

oder im Mittleren Dienst anstreben.

(2 a) Voraussetzung für die Zulassung ist ferner
die Beherrschung der deutschen Sprache in Wort
und Schrift. Bei Tätigkeiten, für deren Ausübung
die Beherrschung der deutschen Sprache in
geringerem Umfang genügt, ist ihre Beherrschung
in dem für diese Tätigkeit erforderlichen Ausmaß
nachzuweisen."

2. § 3 Abs. l 2 l lautet:

„1. a) bei Verwendungen gemäß § 6 b die
österreichische Staatsbürgerschaft,

b) bei sonstigen Verwendungen die öster-
reichische Staatsbürgerschaft oder die
Staatsangehörigkeit eines Landes, dessen
Angehörigen Österreich auf Grund eines
Staatsvertrages im Rahmen der europäi-
schen Integration dieselben Rechte für
den Berufszugang zu gewähren hat wie
österreichischen Staatsbürgern (Inlän-
dern),"

3. Nach § 3 Abs. l wird folgender Abs. l a
eingefügt:

„(l a) Die Voraussetzung der fachlichen Eig-
nung gemäß Abs. 1. Z 3 umfaßt auch die
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Beherrschung der deutschen Sprache in Wort und
Schrift. Bei Verwendungen, für deren Ausübung
die Beherrschung der deutschen Sprache in
geringerem Umfang genügt, ist ihre Beherrschung
in dem für diese Verwendung erforderlichen
Ausmaß nachzuweisen."

4. Nach § 6 a wird folgender § 6 b eingefügt:

„Verwendungsbeschränkungen

§ 6 b. Verwendungen, die ein Verhältnis beson-
derer Verbundenheit zu Österreich voraussetzen,
die nur von Personen mit österreichischer Staats-
bürgerschaft erwartet werden kann, sind aus-
schließlich Vertragsbediensteten mit österreichi-
scher Staatsbürgerschaft zuzuweisen. Solche Ver-
wendungen sind insbesondere jene, die

1. die unmittelbare oder mittelbare Teilnahme
an der Besorgung hoheitlicher Aufgaben und

2. die Wahrnehmung allgemeiner Belange des
Staates

beinhalten."

5. § 34 Abs. 4 lautet:

„(4) Das gleiche gilt
1. bei Vertragsbediensteten in einer gemäß § 6 b

Inländern vorbehaltenen Verwendung für den
Fall des Verlustes der österreichischen Staats-
bürgerschaft;

2. bei anderen Vertragsbediensteten
a) für den Fall des Verlustes der öster-

reichischen Staatsbürgerschaft, wenn
weder die Staatsangehörigkeit eines vom
§ 3 Abs. l Z l lit. b erfaßten Landes
gegeben ist noch die Nachsicht nach § 3
Abs. 2, 3 oder 4 vor dem Verlust erteilt
worden ist,

b) für den Fall des Verlustes der Staats-
angehörigkeit eines vom § 3 Abs. l Z l
lit. b erfaßten Landes, wenn nicht die
Staatsangehörigkeit eines anderen vom
§ 3 Abs. l Z l lit. b erfaßten Landes
oder die österreichische Staatsbürgerschaft
gegeben ist oder die Nachsicht nach § 3
Abs. 2, 3 oder 4 vor dem Verlust erteilt
worden ist."

6. § 40 Abs. 2 erster Satz lautet:

„Die im § 4 a, im § 202 BDG 1979 und in der
Anlage l zum BDG 1979 sowie in den hiezu
ergangenen Übergangsregelungen enthaltenen
Bestimmungen über die Ernennungserfordernisse
für Lehrer gelten als Bestimmungen über die
Voraussetzungen für die Einreihung in die
Entlohnungsgruppen l pa, l l, l 2 und l 3."

7 § 51 Abs. 5 erster Satz lautet:

„Außer in den Fällen des Abs. 3 können Personen,
die weder die österreichische Staatsbürgerschaft
noch eine Staatsangehörigkeit eines vom § 3 Abs. l

Z l lit. b erfaßten Landes besitzen, mit Zustim-
mung des Bundeskanzlers abweichend vom § 3 als
Vertragsassistenten aufgenommen werden."

8. Dem § 76 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) § 2 b Abs. 2 und 2 a, § 3 Abs. l Z l und
Abs. l a, § 6 b samt Überschrift, § 34 Abs. 4, § 40
Abs. 2 und § 51 Abs. 5 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 389/1994 treten mit
1. Jänner 1994 in Kraft."

Artikel III

Änderung des Bundes-Personalvertretungsgesetzes

Das Bundes-Personalvertretungsgesetz, BGBl.
Nr. 133/1967, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 16/19.94, wird wie folgt
geändert:

l An die Stelle des § 15 Abs. 5 treten folgende
Bestimmungen.

„(5) Wählbar sind alle wahlberechtigten Bedien-
steten, die am Tage der Ausschreibung der Wahl

1. das 19. Lebensjahr vollendet haben,
2. sich mindestens sechs Monate im Bundes-

dienst befinden und
3. a) die österreichische Staatsbürgerschaft oder

b) die Staatsangehörigkeit eines Landes
besitzen, dessen Angehörigen Österreich
auf Grund eines Staatsvertrages im
Rahmen der europäischen Integration
dieselben Rechte für den Berufszugang
zu gewähren hat wie österreichischen
Staatsbürgern (Inlandern).

(5 a) Im Fall des Abs. 5 Z 3 lit. b besteht die
Wählbarkeit nicht für Organe, deren Wirkungsbe-
reich zumindest einen Bediensteten in gemäß
§ 42 a BDG 1979, BGBl. Nr. 333, oder § 6 b des
Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86,
Inländern vorbehaltener Verwendung umfaßt."

2. § 37 lautet:

„§ 37 (1) Dieses Bundesgesetz ist auf Bedien-
stete bei österreichischen Dienststellen im Ausland
nicht anzuwenden, wenn diese Bediensteten weder
die österreichische Staatsbürgerschaft noch die
Staatsangehörigkeit eines Landes besitzen, dessen
Angehörigen Österreich auf Grund eines Staats-
vertrages im Rahmen der europäischen Integration
dieselben Rechte für den Berufszugang zu
gewähren hat wie Inländern.

(2) Wahlberechtigte Bedienstete bei österreichi-
schen Dienststellen im Ausland dürfen ihre Stimme
entweder auf dem Weg durch die Post nach § 20
Abs. 7 oder unter Benützung der Dienst- oder
Kurierpost abgeben."
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3. Dem § 45 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) § 15 Abs. 5 und 5 a und § 37 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 389/1994
treten mit 1. Jänner 1994 in Kraft."

Artikel IV

Änderung des Ausschreibungsgesetzes 1989

Das Ausschreibungsgesetz 1989, BGBl. Nr. 85,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 16/1994, wird wie folgt geändert:

1. § l lautet:

„§ 1. (1) Die Bewerbung um die Aufnahme in
den Bundesdienst und die Bewerbung um Funk-
tionen und Arbeitsplätze beim Bund stehen allen
österreichischen Staatsbürgern (Inländern) offen.

(2) Den im Abs. l genannten Inländern sind die
Staatsangehörigen eines Landes gleichzuhalten,
dessen Angehörigen Österreich auf Grund eines
Staatsvertrages im Rahmen der europäischen
Integration dieselben Rechte für den Berufszugang
zu gewähren hat wie Inländern.

(3) Abs. 2 gilt nicht für Verwendungen, die ein
Verhältnis besonderer Verbundenheit zu Öster-
reich voraussetzen, die nur von Personen mit
österreichischer Staatsbürgerschaft erwartet werden
kann. Solche Verwendungen sind insbesondere
jene, die

1. die unmittelbare oder mittelbare Teilnahme
an der Besorgung hoheitlicher Aufgaben und

2. die Wahrnehmung allgemeiner Belange des
Staates

beinhalten."

2. Dem § 5 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:

„Handelt es sich bei der Funktion oder dem
Arbeitsplatz um eine gemäß § l Abs. 3 Inländern
vorbehaltene Verwendung, ist in der Ausschreibung
darauf hinzuweisen."

3. § 22 Abs. 3 lautet:

„(3) In der Ausschreibung sind ferner anzu-
führen .

1. die Art des vorgesehenen Auswahlverfahrens
(Eignungsprüfung, Aufnahmegespräch, Auf-
nahmeverfahren nach § 67),

2. die Dienststelle, bei der die Bewerbung
einzubringen ist, und

3. — sofern es sich um einen Inländern
vorbehaltenen Arbeitsplatz handelt — der
Hinweis auf diesen Umstand."

4. Am Ende des § 90 Abs. 2 Z 8 wird der Punkt
durch einen Beistrich ersetzt. Dem § 90 Abs. 2
wird folgende Z 9 angefügt:

„9. § l, § 5 Abs. 2 und § 22 Abs. 3 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 389/
1994 mit l Jänner 1994."

Artikel V

Änderung des Pensionsgesetzes 1965

Das Pensionsgesetz 1965, BGBl. Nr. 340, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 16/
1994, wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 2 lit. a lautet:

,,a) Verlust der österreichischen Staatsbürger-
schaft oder der Staatsangehörigkeit im Sinne
des § 20 Abs. l 2 5 BDG 1979, BGBl.
Nr. 333,"

2. § 11 lit. a lautet:

,,a) Verlust der österreichischen Staatsbürger-
schaft oder der Staatsangehörigkeit im Sinne
des § 20 Abs. l 2 5 BDG 1979,"

3. § 35 Abs. 5 erster Satz lautet:

„Der Anspruchsberechtigte, der seinen Wohnsitz
oder gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat,
muß alljährlich bis längstens 1. März eine von
einer zuständigen Behörde ausgestellte Lebens-
bestätigung nach dem Stand vom 1. Jänner
desselben Jahres und, wenn er die Haushalts-
zulage bezieht, eine amtliche Bestätigung über
seinen Familienstand, der Ruhegenußempfänger
auch den Nachweis über den ungeänderten. Besitz
jener Staatsbürgerschaft oder Staatsangehörigkeit,
die gemäß § 11 lit. a eine Voraussetzung für den
Anspruch auf Ruhegenuß darstellt, der Dienst-
behörde vorlegen."

4. Dem § 58 wird folgender Abs. 8 angefügt:

„(8) § 2 Abs. 2 lit. a, § 11 lit. a und § 35 Abs. 5
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 389/
1994 treten mit 1. Jänner 1994 in Kraft."

Artikel VI

Änderung des Bundestheaterpensionsgesetzes

Das Bundestheaterpensionsgesetz, BGBl.
Nr. 159/1958, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 334/1993, wird wie folgt
geändert:

1. Nach § l Abs. l wird folgender Abs. l a
eingefügt:

„(l a) Ferner sind dem Anwendungsbereich
dieses Bundesgesetzes Bedienstete unterstellt, die
die österreichische Staatsbürgerschaft nicht besit-
zen, aber die sonstigen Voraussetzungen des
Abs. l erfüllen, sofern sie Staatsangehörige eines
Landes sind, dessen Angehörigen Österreich auf
Grund eines Staatsvertrages im Rahmen der
europäischen Integration dieselben Rechte für den
Berufszugang zu gewähren hat wie österreichi-
schen Staatsbürgern."

2. Im § l Abs. 3 erster Satz wird die 2itierung
„Abs. l und 2" durch die Zitierung „Abs. l, l a
und 2" ersetzt.
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3. § l Abs. 4 lautet:

„(4) Wenn es im Interesse der Bundestheater
gelegen ist, können auf Antrag der Bundestheater
und mit Zustimmung des Bundesministers für
Finanzen auch Bundestheaterbedienstete dem
Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes unter-
stellt werden, die

1. die österreichische Staatsbürgerschaft nicht
besitzen und nicht nach Abs. l a dem
Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes
unterstellt sind oder

2. im Abs. 3 lit. n angeführt sind."

4. § 3 Abs. l lautet:

„(1) Den im § l Abs. l und 2 genannten
Bundestheaterbediensteten gebührt, wenn sie in
den Ruhestand treten oder in den Ruhestand
versetzt werden, ein monatlicher Ruhegenuß unter
der Voraussetzung, daß sie im Zeitpunkt der
Versetzung in den Ruhestand anrechenbare
Dienstzeiten von insgesamt mindestens zehn
Jahren aufgewiesen haben. Der Anspruch auf
Ruhegenuß erlischt durch Verlust der österreichi-
schen Staatsbürgerschaft oder der Staatsangehörig-
keit im Sinne des § 20 Abs. l Z 5 BDG 1979,
BGBl. Nr. 333."

5. Dem § 22 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) § l Abs. l a, Abs. 3 und Abs. 4 sowie § 3
Abs. l in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 389/1994 treten mit 1. Jänner 1994 in Kraft."

Artikel VII

Änderung der Bundesforste-Dienstordnung 1986

Die Bundesforste-Dienstordnung 1986, BGBl.
Nr. 298, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 16/1994, wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. l Z l lautet:

„1. a) bei Verwendungen gemäß § 10 a die
österreichische Staatsbürgerschaft,

b) bei sonstigen Verwendungen die öster-
reichische Staatsbürgerschaft oder die
Staatsangehörigkeit eines Landes, dessen
Angehörigen Österreich auf Grund eines
Staatsvertrages im Rahmen der europäi-
schen Integration dieselben Rechte für
den Berufszugang zu gewähren hat wie
österreichischen Staatsbürgern (Inlän-
dern),"

2. Nach § 3 Abs. l wird folgender Abs. l a
eingefügt:

„(l a) Das Erfordernis der allgemeinen Eignung
für den Dienst gemäß Abs. l Z 4 umfaßt auch die
Beherrschung der deutschen Sprache in Wort und
Schrift. Bei Verwendungen, für deren Ausübung
die Beherrschung der deutschen Sprache in
geringerem Umfang genügt, ist ihre Beherrschung

in dem für diese Verwendung erforderlichen
Ausmaß nachzuweisen."

3. Nach § 10 wird folgender § 10 a eingefügt:

„Verwendungsbeschränkungen

§ 10 a. Verwendungen, die ein Verhältnis
besonderer Verbundenheit zu Österreich voraus-
setzen, die nur von Personen mit österreichischer
Staatsbürgerschaft erwartet werden kann, sind
ausschließlich Bediensteten mit österreichischer
Staatsbürgerschaft zuzuweisen. Solche Verwendun-
gen sind insbesondere jene, die

1. die unmittelbare oder mittelbare Teilnahme
an der Besorgung hoheitlicher Aufgaben und

2. die Wahrnehmung allgemeiner Belange des
Staates

beinhalten."

4. § 66 Abs. 4 letzter Satz entfällt.

5. Nach § 66 Abs. 4 wird folgender Abs. 4 a
eingefügt:

„(4 a) Das gleiche gilt
1. bei Bediensteten in einer gemäß § 10 a

Inländern vorbehaltenen Verwendung für
den Fall des Verlustes der österreichischen
Staatsbürgerschaft;

2. bei anderen Bediensteten
a) für den Fall des Verlustes der öster-

reichischen Staatsbürgerschaft, wenn
weder die Staatsangehörigkeit eines vom
§ 3 Abs. l Z l lit. b erfaßten Landes
gegeben ist noch die Nachsicht nach § 3
Abs. 2 vor dem Verlust erteilt worden ist,

b) für -den Fall des Verlustes der Staats-
angehörigkeit eines vom § 3 Abs. l Z l
lit. b erfaßten Landes, wenn nicht die
Staatsangehörigkeit eines anderen vom
§ 3 Abs. l Z l lit. b erfaßten Landes
oder die österreichische Staatsbürgerschaft
gegeben ist oder die Nachsicht nach § 3
Abs. 2 vor dem Verlust erteilt worden ist."

6. Im § 67 Abs. 2 Z 5 wird die Zitierung „§ 66
Abs. 4" durch die Zitierung „§ 66 Abs. 4 oder 4 a"
ersetzt.

7 § 72 Abs. 2 Z l lautet:
„1. Verlust der österreichischen Staatsbürger-

schaft oder der Staatsangehörigkeit im Sinne
des § 20 Abs. l Z 5 BDG 1979, BGBl.
Nr. 333,"

8. Dem § 95 d wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) § 3 Abs. l Z l und Abs. l a, § 10 a samt
Überschrift, § 66 Abs. 4 und 4 a, § 67 Abs. 2 und
§ 72 Abs. 2 Z l in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 389/1994 treten mit 1. Jänner 1994 in
Kraft."
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Artikel VIII

Änderung des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes
1984

Das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984,
BGBl. Nr. 302, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 16/1994, wird wie folgt
geändert:

1. § 4 Abs. l Z l lautet:

„1. a) bei Verwendungen gemäß § 28 a die
österreichische Staatsbürgerschaft,

b) bei sonstigen Verwendungen die öster-
reichische Staatsbürgerschaft oder die
Staatsangehörigkeit eines Landes, dessen
Angehörigen' Österreich auf Grund eines
Staatsvertrages im Rahmen der europäi-
schen Integration dieselben Rechte für
den Berufszugang zu gewähren hat wie
österreichischen Staatsbürgern (Inlän-
dern),"

2. Nach § 4 Abs. l wird folgender Abs. l a
eingefügt:

„(l a) Das Erfordernis der fachlichen Eignung
gemäß Abs. l Z 3 umfaßt auch die Beherrschung
der deutschen Sprache in Wort und Schrift. Bei
Verwendungen, für deren Ausübung die Beherr-
schung der deutschen Sprache in geringerem
Umfang genügt, ist ihre Beherrschung in dem für
diese Verwendung erforderlichen Ausmaß nachzu-
weisen."

3. § 16 Abs. l Z 5 lautet:

„5. a) bei Verwendungen gemäß § 28 a:
Verlust der österreichischen Staatsbürger-
schaft,

b) bei sonstigen Verwendungen.
aa) Verlust der österreichischen Staats-

bürgerschaft, wenn nicht die Staats-
angehörigkeit eines vom § 4 Abs. l
Z l lit. b erfaßten Landes gegeben
ist,

bb) Verlust der Staatsangehörigkeit eines
vom § 4 Abs. l Z l lit. b erfaßten
Landes, wenn nicht die Staatsangehö-
rigkeit eines anderen vom § 4 Abs. l
Z l lit. b erfaßten Landes oder die
österreichische Staatsbürgerschaft
gegeben ist,"

4. Nach § 28 wird folgender § 28 a eingefügt:

„§ 28 a. Verwendungen, die ein Verhältnis
besonderer Verbundenheit zu Österreich voraus-
setzen, die nur von Personen mit österreichischer
Staatsbürgerschaft erwartet werden kann, sind
ausschließlich Landeslehrern mit österreichischer
Staatsbürgerschaft zuzuweisen. Solche Verwendun-
gen sind insbesondere jene, die

1. die unmittelbare oder mittelbare Teilnahme
an der Besorgung hoheitlicher Aufgaben und

2. die Wahrnehmung allgemeiner Belange des
Staates

beinhalten."

5. § 37 Abs. 2 Z 3 lautet:

„3. jede Veränderung seiner Staatsbürgerschaft
oder Staatsangehörigkeit(en),"

6. Dem § 123 wird folgender Abs. 11 angefügt:

„(11) § 4 Abs. l Z l und Abs. l a, § 16 Abs. l
Z 5, § 28 a, § 37 Abs. 2 Z 3 und Anlage Art. I
Abs. 6 bis 10 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 389/1994 treten mit 1. Jänner 1994 in
Kraft."

7 In der Anlage werden dem Artikel I folgende
Abs. 6 bis 10 angefügt:

„(6) Für Personen mit der Staatsangehörigkeit
eines Landes, dessen Angehörigen Österreich auf
Grund eines Staatsvertrages im Rahmen der
europäischen Integration dieselben Rechte für den
Berufszugang zu gewähren hat wie Inländern,
gelten hinsichtlich der besonderen Ernennungser-
fordernisse ergänzend die Abs. 7 bis 10.

(7) Personen mit einem Diplom, das zum
unmittelbaren Zugang zu einem Beruf im öffent-
lichen Dienst des Herkunftslandes berechtigt,
erfüllen die entsprechenden besonderen Ernen-
nungserfordernisse für eine Verwendung, die
diesem Beruf im wesentlichen entspricht, wenn

1. diese Entsprechung gemäß Abs. 9 festgestellt
worden ist und

2. a) eine Anerkennung gemäß Abs. 9 ohne
Festlegung zusätzlicher Erfordernisse aus-
gesprochen worden ist oder

b) die in der Anerkennung gemäß Abs. 9
festgelegten zusätzlichen Erfordernisse
erbracht worden sind.

(8) Diplome nach Abs. 7 sind Diplome,
Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnach-
weise gemäß Art. l Buchstabe a der Richtlinie des
Rates vom 21 Dezember 1988 über eine all-
gemeine Regelung zur Anerkennung der Hoch-
schuldiplome, die eine mindestens dreijährige
Berufsausbildung abschließen (89/48/EWG, ABl.
Nr. L 19/1989, 16).

(9) Die landesgesetzlich hiezu berufene Behörde
hat über Antrag eines Bewerbers nach Abs. 6 um
eine Inländern nicht vorbehaltene Verwendung im
Einzelfall zu entscheiden,

1. ob ein im Abs. 7 genannter Beruf im
öffentlichen Dienst des Herkunftslandes der
angestrebten Verwendung im wesentlichen
entspricht und

2. ob, in welcher Weise und in welchem
Umfang es die Bedachtnahme auf die
Erfordernisse der Verwendung verlangt, für
die Anerkennung zusätzliche Erfordernisse
nach Art. 4 der im Abs. 8 genannten Richt-
linie festzulegen.
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(10) Auf das Verfahren gemäß Abs. 9 ist das
AVG anzuwenden. Der Bescheid ist abweichend
von § 73 Abs. l AVG spätestens vier Monate nach
Vorliegen der vollständigen Unterlagen des
Betreffenden zu erlassen."

Artikel IX

Änderung des Land- und forstwirtschaftlichen
Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1985

Das Land- und forstwirtschaftliche Landeslehrer-
Dienstrechtsgesetz 1985, BGBl. Nr. 296, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 16/
1994, wird wie folgt geändert:

1. § 4 Abs. l Z l lautet:

„1. a) bei Verwendungen gemäß § 28 a die
österreichische Staatsbürgerschaft,

b) bei sonstigen Verwendungen die öster-
reichische Staatsbürgerschaft oder die
Staatsangehörigkeit eines Landes, dessen
Angehörigen Österreich auf Grund eines
Staatsvertrages im Rahmen der europäi-
schen Integration dieselben Rechte für
den Berufszugang zu gewähren hat wie
österreichischen Staatsbürgern (Inlän-
dern),"

2. Nach § 4 Abs. 1 wird folgender Abs. l a
eingefügt:

„(l a) Das Erfordernis der fachlichen Eignung
gemäß Abs. l Z 3 umfaßt auch die Beherrschung
der deutschen Sprache in Wort und Schrift. Bei
Verwendungen, für deren Ausübung die Beherr-
schung der deutschen Sprache in geringerem
Umfang genügt, ist ihre Beherrschung in dem für
diese Verwendung erforderlichen Ausmaß nachzu-
weisen."

3. § 16 Abs. l Z 5 lautet:

„5. a) bei Verwendungen gemäß § 28 a:
Verlust der österreichischen Staatsbürger-
schaft,

b) bei sonstigen Verwendungen:
aa) Verlust der österreichischen Staats-

bürgerschaft, wenn nicht die Staats-
angehörigkeit eines vom § 4 Abs. l
Z l lit. b erfaßten Landes gegeben
ist,

bb) Verlust der Staatsangehörigkeit eines
vom § 4 Abs. l Z l lit. b erfaßten
Landes, wenn nicht die Staatsangehö-
rigkeit eines anderen vom § 4 Abs. l
Z l lit. b erfaßten Landes oder die
österreichische Staatsbürgerschaft
gegeben ist,"

4. Nach § 28 wird folgender § 28 a eingefügt:

„§ 28 a. Verwendungen, die ein Verhältnis
besonderer Verbundenheit zu Österreich voraus-

setzen, die nur von Personen mit österreichischer
Staatsbürgerschaft erwartet werden kann, sind
ausschließlich Lehrern mit österreichischer Staats-
bürgerschaft zuzuweisen. Solche Verwendungen
sind insbesondere jene, die

1. die unmittelbare oder mittelbare Teilnahme
an der Besorgung hoheitlicher Aufgaben und

2. die Wahrnehmung allgemeiner Belange des
Staates

beinhalten."

5. § 37 Abs. 2 Z 3 lautet:

„3. jede Veränderung seiner Staatsbürgerschaft
oder Staatsangehörigkeit(en),"

6. Dem § 127 wird folgender Abs. 7 angefügt:

„(7) § 4 Abs. l Z l und Abs. l a, § 16 Abs. l
Z 5, § 28 a, § 37 Abs. 2 Z 3 und Anlage Art. I
Abs. 5 bis 9 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 389/1994 treten mit 1. Jänner 1994 in
Kraft."

7 In der Anlage werden dem Artikel I folgende
Abs. 5 bis 9 angefügt:

„(5) Für Personen mit der Staatsangehörigkeit
eines Landes, dessen Angehörigen Österreich auf
Grund eines Staatsvertrages im Rahmen der
europäischen Integration dieselben Rechte für den
Berufszugang zu gewähren hat wie Inländern,
gelten hinsichtlich der besonderen Ernennungser-
fordernisse ergänzend die Abs. 6 bis 9.

(6) Personen mit einem Diplom, das zum
unmittelbaren Zugang zu einem Beruf im öffent-
lichen Dienst des Herkunftslandes berechtigt,
erfüllen die entsprechenden besonderen Ernen-
nungserfordernisse für eine Verwendung, die
diesem Beruf im wesentlichen entspricht, wenn

1. diese Entsprechung gemäß Abs. 8 festgestellt
worden ist und

2. a) eine Anerkennung gemäß Abs. 8 ohne
Festlegung zusätzlicher Erfordernisse aus-
gesprochen worden ist oder

b) die in der Anerkennung gemäß Abs. 8
festgelegten zusätzlichen Erfordernisse
erbracht worden sind.

(7) Diplome nach Abs. 6 sind Diplome,
Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnach-
weise gemäß Art. l Buchstabe a der Richtlinie des
Rates vom 21. Dezember 1988 über eine all-
gemeine Regelung zur Anerkennung der Hoch-
schuldiplome, die eine mindestens dreijährige
Berufsausbildung abschließen (89/48/EWG, ABl.
Nr. L 19/1989, 16).

(8) Die landesgesetzlich hiezu berufene Behörde
hat über Antrag eines Bewerbers nach Abs. 5 um
eine Inländern nicht vorbehaltene Verwendung im
Einzelfall zu entscheiden,
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1. ob ein im Abs. 6 genannter Beruf im
öffentlichen Dienst des Herkunftslandes der
angestrebten Verwendung im wesentlichen
entspricht und

2. ob, in welcher Weise und in welchem
Umfang es die Bedachtnahme auf die
Erfordernisse der Verwendung verlangt, für
die Anerkennung zusätzliche Erfordernisse
nach Art. 4 der im Abs. 7 genannten Richt-
linie festzulegen.

(9) Auf das Verfahren gemäß Abs. 8 ist das
AVG anzuwenden. Der Bescheid ist abweichend
von § 73 Abs. l AVG spätestens vier Monate nach
Vorliegen der vollständigen Unterlagen des
Betreffenden zu erlassen."

Klestil
Vranitzky

390. Bundesgesetz, mit dem das Bundes-
statistikgesetz 1965 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz über die Bundesstatistik
(Bundesstatistikgesetz 1965), BGBl. Nr. 91/1965,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 448/1990, wird wie folgt geändert:

1. § l lautet:

„§ 1. Die Bundesstatistik umfaßt alle statistischen
Erhebungen und sonstigen statistischen Arbeiten,

1. die über die Interessen eines einzelnen Landes
hinausgehen und für die Bundesverwaltung
von Bedeutung sind oder

2. die auf Grund innerstaatlich wirksamer
völkerrechtlicher Verpflichtungen von der
Republik Österreich durchzuführen sind."

2. § 2 Abs. l, 2 und 3 lauten:

„(1) Zur Mitwirkung an statistischen Erhebun-
gen im Sinne des § l ist die Bevölkerung nur
insoweit verpflichtet, als

1. die Mitwirkung bundesgesetzlich angeordnet
ist oder

2. sich die statistischen Erhebungen auf die im
Anhang zu diesem Bundesgesetz angeführten
Erhebungsgegenstände beziehen oder

3. die statistischen Erhebungen zur Erfüllung
völkerrechtlicher Verpflichtungen im Bereich
der Statistik durchzuführen sind und folgende
Voraussetzungen vorliegen:
a) die völkerrechtlichen Verpflichtungen sind

in einem gemäß Art. 50 B-VG genehmig-
ten Staatsvertrag festgelegt oder auf
Grund eines solchen Staatsvertrages
unmittelbar innerstaatlich wirksam und

b) nach der Art und dem Gegenstand der
Erhebungen ist die Mitwirkung unerläß-
lich.

(2) Statistische Erhebungen gemäß Abs. 1 Z 2
und 3 sind durch Verordnung anzuordnen, wenn
dem keine völkerrechtlichen Verpflichtungen ent-
gegenstehen. Die Verordnung hat den Gegen-
stand und die Art der Erhebung, die zu erhebenden
Datenarten und insbesondere auch die Mitwirkung
der Gemeinden und der Bevölkerung sowie die
Mitwirkung der Bezirkshauptmannschaften gemäß
Abs. 4 näher zu regeln.

(3) Statistische Erhebungen von personenbezo-
genen Daten, die weder durch Gesetz noch durch
Verordnung, noch auf Grund eines unmittelbar
wirksamen Rechtsaktes im Rahmen der europäi-
schen Integration zwingend vorgesehen sind, sind
mit Zustimmung der zu befragenden Personen
zulässig."

3. Der bisherige Abs. 4 des § 2 erhält die
Absatzbezeichnung „(5)"; § 2 Abs. 4 lautet wie
folgt:

„(4) Die Bezirkshauptmannschaften können zur
Überprüfung der Vollständigkeit der durch die
Gemeinden ihres Amtsbereiches vorgenommenen
statistischen Erhebungen und zur Erstellung von
Bezirksübersichten herangezogen werden. Ist in
einer Verordnung gemäß Abs. 2 die Mitwirkung
der Bezirkshauptmannschaften vorgesehen, haben
die Gemeinden das gesamte Erhebungsmaterial den
Bezirkshauptmannschaften zu übermitteln, das von
diesen mit den Bezirksübersichten dem öster-
reichischen Statistischen Zentralamt zu übersenden
ist. Gleichzeitig sind von den Bezirkshaupt-
mannschaften Gleichschriften der Bezirksübersich-
ten dem Landeshauptmann vorzulegen."

4. § 3 Abs. l und 2 lauten:

„(1) Zu Gesetzes- und Verordnungsentwürfen in
Angelegenheiten der Bundesstatistik ist der fach-
liche Rat des österreichischen Statistischen Zen-
tralamtes einzuholen.

(2) Die Verordnungen gemäß § 2 Abs. 2 sind
von dem nach dem Gegenstand der Erhebung
zuständigen Bundesminister im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzler und, falls bei der Durchfüh-
rung einer Erhebung die Mitwirkung von Dienst-
stellen erforderlich ist, die der Aufsicht eines
weiteren Bundesministers unterstehen, auch im
Einvernehmen mit diesem zu erlassen."

5. § 3 Abs. 3 entfällt.

6. § 4 Abs. l lautet:

„(1) Die Besorgung der Bundesstatistik und der
Aufgaben, die auf Grund staatsvertraglicher
Verpflichtungen die nationalen statistischen Ein-
richtungen der Vertragsparteien wahrzunehmen
haben, obliegt dem österreichischen Statistischen
Zentralamt."

7 In § 4 Abs. 2 wird im ersten Satz das Wort
„Bundesministeriums" durch das Wort „Bundes-
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ministers" ersetzt und entfällt im zweiten Satz das
Wort „öffentlichen"

8. § 4 Abs. 3 lautet:

„(3) Das österreichische Statistische Zentralamt
untersteht der Dienstaufsicht des Bundeskanzlers."

9. § 5 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Soweit auf Grund staatsvertraglicher
Verpflichtungen Ergebnisse von statistischen Erhe-
bungen an internationale statistische Einrichtungen
weiterzuleiten sind, hat die Übermittlung im Wege
des österreichischen Statistischen Zentralamtes zu
erfolgen."

10. In § 6 Abs. 4 wird das Wort „Bundes-
kanzleramt" durch das Wort „Bundeskanzler"
ersetzt.

11. In § 6 Abs. 5 wird die Wortfolge „das
Bundeskanzleramt" durch die Wortfolge „der
Bundeskanzler" ersetzt.

12. § 7 Abs. 6 lautet:

„(6) Die Zähl- und Kontrollorgane gelten als
Beamte im Sinne des § 74 des Strafgesetzbuches,
BGBl. Nr. 60/1974, in der jeweils geltenden
Fassung."

13. In § 14 wird das Wort „Bundeskanzleramt"
durch das Wort „Bundeskanzler" ersetzt.

14. Der Anhang gemäß § 2 Abs. 2 (Katalog)
erhält die Bezeichnung „Anhang gemäß § 2 Abs. l
Z 2 (Katalog)"

15. Im Anhang gemäß § 2 Abs. 2 (Katalog),
Abschnitt L, wird die Wortfolge „A. In allen
Wirtschaftsbereichen Erhebungen über" durch die
Wortfolge „Erhebungen über" ersetzt; die Wort-
folge „B. Ferner Erhebungen über" entfällt.

16. Im Anhang gemäß § 2 Abs. 2 (Katalog),
Abschnitt I., Punkt A, tritt in der Z 5 anstelle des
Punktes ein Strichpunkt; nach der Z 5 werden
folgende Z 5 a und Z 5 b eingefügt:

„5 a. Forschung und experimentelle Entwick-
lung;

5 b. Innovation;"

17 Im Anhang gemäß § 2 Abs. 2 (Katalog),
Abschnitt I., Punkt B, Z 6 wird vor dem Strich-
punkt die Wortfolge „sowie Entwicklung und
Struktur der land- und forstwirtschaftlichen Betrie-
be, Absatzwege und Vermarktung" eingefügt.

18. Im Anhang gemäß § 2 Abs. 2 (Katalog),
Abschnitt I., Punkt B, Z 10 wird das Wort
„Häuser" durch das Wort „Gebäude" ersetzt.

19. Im Anhang gemäß § 2 Abs. 2 (Katalog),
Abschnitt L, Punkt B, Z 17 wird die Wortfolge
„gewerblichen Beschäftigungen" durch die Wort-
folge „in Erwerbsabsicht ausgeführten Tätigkeiten"
ersetzt.

20. Im Anhang gemäß § 2 Abs. 2 (Katalog),
Abschnitt II., lautet Z 4

„Zu 4.:

Wert und Gliederung der Aufwendungen nach
ihrer Art (Kostenstruktur); Wert und Gliederung
der Investitionen nach Art der Investitionsgüter;
Art, Menge und Wert der eingesetzten Energie-
träger; Wert und Gliederung der Abschreibungen
nach Art der Wirtschaftsgüter; Lagerbestand an
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen, an Halbfabrikaten
und Fertigfabrikaten; Verbindlichkeiten, kurzfristi-
ge Forderungen und Finanzanlagen; Stand an
Maschinen und sonstigen Einrichtungen nach Art,
Menge sowie technischen Eigenschaften (Kapazi-
tät)."

21. Im Anhang gemäß § 2 Abs. 2 (Katalog),
Abschnitt II., werden nach Z 5 folgende Z 5 a und
Z 5 b eingefügt:

„Zu 5 a.:

a) Hauptsächliche Arbeitsgebiete, Forschungs-
projekte, Forschungsarten (Grundlagenfor-
schung, angewandte Forschung, experimen-
telle Entwicklung); sozio-ökonomische Ziel-
setzungen; Ausgaben nach Ausgabenarten
(Personalaufwand, gesetzliche und freiwillige
Sozialleistungen, laufende Sachausgaben,
Ausgaben für Ausrüstungsinvestitionen, Bau-
ausgaben und Ausgaben für Liegenschafts-
ankäufe); Finanzierung der Ausgaben (Her-
kunft der Mittel nach finanzierenden Stel-
len), forschungswirksame Ansätze (Budgets);
von öffentlichen Rechtsträgern finanzierte
bzw geförderte Forschungsvorhaben; wis-
senschaftliche Veröffentlichungen.

b) Beschäftigte:
Geschlecht, Alter, Staatsbürgerschaft, Quali-
fikation (Ausbildung, Studienrichtung),
Arbeitszeit (Wochenstundenanzahl, Beschäf-
tigungsdauer), Verteilung der Arbeitszeit auf
Tätigkeitskategorien."

„Zu 5 b.:

In Verbindung mit den Erhebungsgegenständen
gemäß Abschnitt I. Z 4, 5 a, 9 und 11 Angaben
über Innovationsarten, Innovationsziele, Informa-
tionsquellen für Innovation, Erwerb und Weiterga-
be von technischem Wissen bzw von Technologie,
Innovationshemmnisse, Innovationsaufwendungen,
wirtschaftliche Effekte."

22. Im Anhang gemäß § 2 Abs. 2 (Katalog),
Abschnitt II., lautet Z 6 lit. a.

„Zu 6.:

a) Ausmaß der land- und forstwirtschaftlichen
Flächen nach Kultur und Fruchtart sowie der
nichtlandwirtschaftlich genutzten Flächen;
Art, Menge, Wert und Verwendungszweck,
Lagerung und Vermarktung der Erzeugnisse,
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Betriebsmitteleinsatz innerhalb und außerhalb
der Betriebe, innere und äußere Verkehrslage
sowie technische und bauliche Ausstattung
der Betriebe einschließlich der Energie- und
Wasserversorgung bzw der Abwasserentsor-
gung; Haltung, Bestand, Zuwachs und
Schlachtung von Nutztieren nach Art, Alter,
Gewicht und Geschlecht; Bestand, Zuwachs
und Abgang an Obstbäumen und Obst-
sträuchern nach Art, Alter, Sorten, Baum-
form und Standort; Merkmale, die für die
Beurteilung der Erzeugung und Qualität von
landwirtschaftlichen Produkten von Bedeu-
tung sind; Merkmale für die Beurteilung der
Erzeugung, Qualität, Planung und nachhal-
tige Sicherung von Waldprodukten ein-
schließlich sich daraus ergebender gemein-
wirtschaftlicher und ökologischer Funktionen
des Waldes; Art und Umfang von Forst-
schäden; Rechts- und Besitzverhältnisse;"

23. Im Anhang gemäß § 2 Abs. 2 (Katalog),
Abschnitt II., Z 6 lit. b wird in der Wortfolge
„Ausmaß und Dauer der Beschäftigung" vor dem
Wort „Beschäftigung" die Wortfolge „betrieblichen
und außerbetrieblichen" und nach der Wortfolge
„Verteilung auf die Wirtschafts-, Betriebs- und
Berufszweige," die Wortfolge „Mitgliedschaft bei
repräsentativen Genossenschaften und anderen
Berufsverbänden," eingefügt.

24. Im Anhang gemäß § 2 Abs. 2 (Katalog),
Abschnitt II., Z 9 wird nach dem Wort „Erzeu-
gung" die Wortfolge „sowie sonstiger Leistungen"
und nach dem Wort „Energie" die Wortfolge
„sowie sonstige Vorleistungen" eingefügt.

25. Im Anhang gemäß § 2 Abs. 2 (Katalog),
Abschnitt IL, Z 10 lit. a wird das Wort „Häusern"
durch das Wort „Gebäuden" ersetzt.

26. Im Anhang gemäß § 2 Abs. 2 (Katalog),
Abschnitt IL, Z 10 lit. c wird nach dem Wort
„Familienstand," das Wort „Staatsbürgerschaft,"
und nach der Wortfolge „Stellung im Beruf," die
Wortfolge „berufliche Qualifikation (Ausbildungs-
grad)," eingefügt.

27 Im Anhang gemäß § 2 Abs. 2 (Katalog),
Abschnitt IL, Z 13 wird nach der Wortfolge „der
verkauften Waren" die Wortfolge „sowie sonstiger
Leistungen und Vorleistungen" eingefügt.

28. Im Anhang gemäß § 2 Abs. 2 (Katalog),
Abschnitt IL, Z 17 wird nach dem Wort „Wert"
der Klammerausdruck „(Brutto- und Nettowert)"
eingefügt.

Klestil

Vranitzky

Druck der österreichischen Staatsdruckerei


